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Die Verhandlungen über den nächsten Mehrjährigen 
Finanzrahmen der EU für den Zeitraum 2028–2034 
sind für Städte, Gemeinden und Regionen von erheb-
licher Bedeutung. Es geht nicht nur um die Höhe des 
künftigen EU-Haushalts, sondern auch um die Frage, 
wie EU-Fördermittel künftig programmiert, verwaltet 
und vor Ort eingesetzt werden. Der Vorschlag der 
Europäischen Kommission sieht vor, zentrale Teile der 
EU-Förderpolitik in einem Nationalen und Regionalen 
Partnerschaftsplan pro Mitgliedstaat zu bündeln. Da-
mit würden bisherige fonds- und programmspezifische 
Strukturen, insbesondere in der Kohäsionspolitik, weit-
reichend verändert. Es gibt deshalb von vielen Seiten 
Widerspruch gegen die Reformidee der Kommission. 

Aus Sicht des Deutschen Verbandes für Wohnungs-
wesen, Städtebau und Raumordnung (DV) ist Ver-
einfachung notwendig. Sie darf jedoch nicht zu 
Zentralisierung führen. Die Stärke der europäischen 
Kohäsionspolitik liegt gerade darin, regionale Un-
terschiede, städtische Herausforderungen und funkti-
onale Räume sichtbar zu machen und Investitionen 
an konkreten territorialen Bedarfen auszurichten. 
Dies ist besonders für föderale Mitgliedstaaten wie 
Deutschland relevant, in denen die Bundesländer 
bislang zentrale Verantwortung für die Ausgestaltung 
und Umsetzung der Programme aus dem Europäi-
schen Fonds für regionale Entwicklung (EFRE) tragen. 
Werden Entscheidungen künftig stärker in nationalen 
Gesamtplänen gebündelt, muss verbindlich geklärt 
werden, wie Bundesländer an Planung, Umsetzung 
und Kontrolle beteiligt werden.

Regionen müssen Mitgestalter bleiben

Das Europäische Parlament hat mit seiner Verhand-
lungsposition vom 28. April 2026 einen wichtigen 
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EU-HAUSHALT 2028-2034

Gegenakzent zur EU-Kommission gesetzt. Es unterstützt das 
Ziel einer einfacheren und strategischeren EU-Förderpolitik, 
warnt aber davor, bewährte Grundprinzipien der Kohäsi-
onspolitik zu schwächen. Dazu zählen die geteilte Mittelver-
waltung, das Partnerschaftsprinzip, klare Mittelzuweisungen 
für zentrale Politikbereiche und eine territoriale Ausrichtung 
der Investitionen. Auch der Europäische Ausschuss der Re-
gionen und der Rat der Gemeinden und Regionen Europas 
betonen, dass der künftige EU-Haushalt nicht allein zwischen 
Europäischer Kommission und nationalen Regierungen ver-
handelt werden darf. Regionen müssen als Mitgestalter der 
europäischen Investitionspolitik eingebunden bleiben.

Mindestquote für Stadtentwicklung erhalten

Für Städte ist dabei die städtische Dimension der EU-Förder-
politik zentral. In der laufenden Förderperiode müssen min-
destens acht Prozent der nationalen EFRE-Mittel für nachhalti-
ge Stadtentwicklung eingesetzt werden. Diese Mindestquote 
hat wesentlich dazu beigetragen, integrierte Stadtentwick-
lungsansätze sichtbar in der Kohäsionspolitik zu verankern. 
Ein Wegfall dieser verbindlichen Absicherung wäre ein Rück-
schritt. Städte sind zentrale Umsetzungsorte europäischer 
Politik bei Klimaanpassung, Energie- und Wärmewende, 
sozialer Infrastruktur, Mobilität, Digitalisierung, bezahlbarem 
Wohnen und wirtschaftlicher Transformation. Kleine und mitt-
lere Städte übernehmen zudem wichtige Funktionen für ihr 
Umland und für stabile Stadt-Land-Beziehungen.

Das vom DV koordinierte Deutsch-Österreichische URBAN-
Netzwerk fordert deshalb, die städtische Dimension auch 
in der neuen Förderarchitektur verbindlich abzusichern. In-
tegrierte Stadtentwicklungsstrategien müssen eigenständig 
berücksichtigt werden. Dafür braucht es eine verlässliche 
Mittelbindung, den Erhalt territorialer Instrumente sowie ei-
nen gesicherten Zugang kommunaler Akteure zu künftigen 
EU-Programmen. Im Entwurfsbericht des Europäischen Par-
laments wird vorgeschlagen, mindestens elf Prozent des im 
Nationalen Rahmenplan ausgewiesenen nationalen EFRE-
Anteils für integrierte territoriale und nachhaltige, städtische 
Entwicklungsstrategien vorzusehen. Dies wäre keine Quote 
am gesamten NRPP, sondern setzt eine klare EFRE-Abgren-
zung innerhalb der neuen Planarchitektur voraus.
Vereinfachung muss bei Kommunen ankommen

Vereinfachung muss zudem bei den Projektträgern vor Ort 
ankommen. Entscheidend ist nicht allein, ob Vorgaben auf 
EU-Ebene reduziert werden. Maßgeblich ist, ob Antrags-

verfahren, Nachweispflichten, Prüfverfahren und Abrech-
nungsregeln für Kommunen handhabbarer werden. Gerade 
integrierte Quartiersentwicklungen, komplexe Infrastruktur-
vorhaben oder Maßnahmen zur Klimaanpassung benöti-
gen Planungssicherheit, ausreichende Umsetzungszeiträu-
me und verlässliche Förderbedingungen. Dazu gehören 
angemessene Kofinanzierungssätze, klare Zuständigkeiten, 
praktikable Beihilfe- und Vergaberegeln sowie ausreichen-
de Verwaltungskapazitäten.

Finale Entscheidung offen

Die weiteren Verhandlungen im Rat und zwischen den EU-In-
stitutionen werden entscheiden, wie stark die neue Förderar-
chitektur tatsächlich zentralisiert wird, welche Rolle regionale 
Kapitel erhalten und wie verbindlich Regionen beteiligt wer-
den. Für die kommunale und regionale Ebene bleibt das Jahr 
2026 daher politisch entscheidend. Noch besteht die Mög-
lichkeit, die Ausgestaltung der Nationalen und Regionalen 
Partnerschaftspläne, die städtische Dimension und die Um-
setzungsbedingungen der Kohäsionspolitik zu beeinflussen.

Der nächste Mehrjährige Finanzrahmen muss europäische 
Ziele mit territorialer Umsetzungskraft verbinden. Eine star-
ke Kohäsionspolitik bleibt dafür unverzichtbar. Sie macht 
Europa dort sichtbar, wo Bürgerinnen und Bürger europä-
ische Investitionen konkret erleben: in ihren Städten, Ge-
meinden und Regionen.

A	 Autor

Dr. René Peter Hohmann ist Leiter des EU-Büros des DV 
in Brüssel. 

i	 Information

Zwischenbericht des EU-Parlaments zum Vor-
schlag für den Mehrjährigen Finanzrahmen 
2028–2034

Stellungnahme des Europäische Ausschusses 
der Regionen (AdR) 

Stellungnahme des Rats der Gemeinden 
und Regionen Europas (CEMR/RGRE)

Empfehlungspapier des Deutsch-
Österreichischen URBAN-Netzwerks 
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DV und empirica unterstützen künftig das Bundesministeri-
um für Wohnen, Stadtentwicklung und Bauwesen beim X8 
BauDialog. Dies ist eine Veranstaltungsreihe mit verschiede-
nen Formaten. Sie soll den fachlichen Austausch zwischen 
Politik, Praxis und Forschung im Bau- und Wohnungswesen 
stärken, um innovative Lösungen und Prozesse im Bauwesen 
voranzubringen. Das Format knüpft an das Bündnis bezahl-
barer Wohnraum an, das DV und empirica ebenfalls beglei-
tet haben. Beim X8-BauDialog stehen für das Konsortium 
die organisatorische und inhaltliche Begleitung der Veran-
staltungsreihe im Vordergrund – von Spitzenrunden und the-
menspezifischen Großveranstaltungen bis hin zu Symposien 
und Austauschformaten auf Staatssekretärsebene. 

DV und empirica begleiten den 
X8 BauDialog

Gemeinsam mit Thomas Binsfeld und Ralf Beckmann von de 
„huraa Gesellschaft für Humanraum Strategien“ führt der 
DV den Austausch zur Transformation von Schlüsselimmo-
bilien mit finanzieller Unterstützung der Wiechers Stiftung 
„Städte für Menschen“ fort. In vielen Innenstädten stehen 
Schlüsselimmobilien leer oder sind untergenutzt. Koopera-
tive, nachhaltige Modelle, die auf Nutzungsmischung und 
gemeinwohlorientierten Anteilen setzen, sind erfolgverspre-
chend, aber die Ausnahme. Gemeinsam mit Expert:innen 
und Praktiker:innen wollen wir gute Beispiele und übertrag-
bare Modelle im Bereich Eigentümeraktivierung, Betrieb 
und Finanzierung diskutieren und weiterentwickeln. 

DV setzt Dialog über die Nachnutzung 
von Schlüsselimmobilien fort

Das Klimabündnis Stadtentwicklung Brandenburg hat zum 
dritten Mal den Wettbewerb „CO2-neutrales Quartier“ aus-
gelobt. Kommunen, Wohnungsunternehmen, Energieversor-
ger und weitere Akteure in Brandenburg sind eingeladen, 
bis 30. September 2026 integrierte und kooperative Vorha-
ben für eine klimaneutrale Stadt- und Quartiersentwicklung 
einzureichen. 

Alle Informationen und Einreichungen 
zum Wettbewerb unter: 

Wettbewerb „CO2-neutrales 
Quartier“ ausgelobt
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Vom 9. bis 10. September 2026 findet die Conbau Nord 
unter dem Motto „Wohnungsbau in der Transformation 
Wärmewende, Demografie und Standards“ statt. Als Part-
ner des Baukongresses im Norden wirkt der DV an der Ses-
sion zur integrierten Gebäude  und Energieplanung aktiv 
mit – einem Schlüsselthema für das Gelingen der Wärme-
wende. Gerade angesichts der künftigen Änderungen im 
GEG erfordert die klimaneutrale Transformation der Ge-
bäudebestände abgestimmte Lösungen zwischen Kommu-

Conbau Nord zu Wohnungsbau in der Transformation  

nen, Wärmeversorgung und Wohnungswirtschaft. Die Con-
bau steht für den Austausch von Akteuren aus Wissenschaft 
und Praxis und bietet Impulse für alle, die Verantwortung für 
die Transformation des Gebäudebestands tragen.

Die Kontaktstelle für URBACT und die Europäische Stadtini-
tiative (EUI) beim DV wird beim Bundeskongress Nationale 
Stadtentwicklungspolitik am 15. September 2026 in Köln 
zeigen, wie europäische Zusammenarbeit ganz praktisch 
wirkt. Anhand konkreter EU-geförderter Beispiele wird ver-
deutlicht, wie Städte gemeinsam innovative Lösungen ent-
wickeln und erfolgreich in der nachhaltigen Stadtentwick-
lung umsetzen. 

Darüber hinaus veranstalten der DV und der Bundesver-
band DIE STADTENTWICKLER gemeinsam ein Forum zur 
Klimaanpassung. Die Veranstaltung thematisiert, wie Kli-
maanpassung als zentrale Aufgabe der Stadtentwicklung 
durch Risikoanalysen und integrierte Strategien gemeinsam 
von öffentlichen und privaten Akteuren wirksam umgesetzt 
werden kann.

Anmeldung und Agenden 
in Kürze hier: 

DV mit verschiedenen Fachforen beim Bundeskongress Nationale Stadtentwicklungspolitik

Die Tagung im EBZ am 8. September 2026 in Bochum stellt 
die wachsenden Herausforderungen einer alternden Ge-
sellschaft für die Wohnungswirtschaft in den Mittelpunkt. Im 
Fokus stehen Strategien für bezahlbaren, altersgerechten 
Umbau, tragfähige Kooperationen zwischen Wohnungs-
wirtschaft, Pflege, Kommunen und Sozialträgern sowie der 
Einsatz digitaler Assistenz. Diskutiert wird, wie diese Ansät-
ze skalierbar und finanzierbar umgesetzt werden können. 

Zukunft des Wohnens im Alter

Der DV ist gemeinsam mit weiteren Verbänden der Woh-
nungswirtschaft Partner der Veranstaltung und bringt sich 
aktiv in die Debatte um zukunftsfähige Lösungen ein. 

Weitere Informationen:
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Projekt TIDE | AG Europa 

Wie können Städte, Gemeinden und Regionen auch künf-
tig wirksam durch die EU-Strukturpolitik unterstützt werden? 
Mit dieser Frage befasst sich das Projekt TIDE – Territoriale 
Dimension in Europa, das der DV für das BBSR umsetzt. Es 
knüpft an die vom DV erarbeitete Vorgängerstudie zur ter-
ritorialen Dimension der EU-Strukturpolitik in Deutschland 
an, die die bisherige Umsetzung territorialer Instrumente 
analysiert, bewertet und Handlungsempfehlungen für die 
Förderperiode nach 2027 formuliert hat. Mit TIDE werden 
diese Erkenntnisse nun in die europäische Debatte zur künf-
tigen Kohäsionspolitik eingebracht und anhand von Praxis-
beispielen vertieft.

Im Mittelpunkt steht, wie integrierte territoriale Ansätze – 
etwa in Stadt-Umland-Räumen, kleineren und mittleren Städ-
ten oder funktionalen Verflechtungsräumen – unter den neu-
en Rahmenbedingungen des Mehrjährigen Finanzrahmens 

2028–2034 gestärkt werden können. Dabei geht es um 
die Frage, wie Erfahrungen aus der deutschen Förderpraxis 
für die Ausgestaltung künftiger Förderlogiken, Governance-
Strukturen und territorialer Instrumente nutzbar gemacht 
werden können. Um plastisch zu machen, welche konkreten 
und investiven Vorhaben im Rahmen integrierter Regional-
entwicklungsansätze am Ende tatsächlich realisiert werden, 
wird ein Kompendium unterschiedlichste Praxisbeispiele 
veranschaulichen. Den fachlichen Auftakt von TIDE bildete 
der Bundeskongress „Tag der Regionen“ am 8. und 9. Juni 
2026 in Trier. Dort stellte der DV das Projekt vor und dis-
kutierte mit Vertreter:innen aus Bund, Ländern, Kommunen, 
Wissenschaft und Praxis, welche Lehren aus der bisherigen 
Umsetzung territorialer Ansätze gezogen werden können. 

A	 Ansprechpartner

Dr. René Peter Hohmann | r.hohmann@deutscher-verband.org 

Territoriale Ansätze in Europa stärken
Projekt TIDE zur territorialen Dimension

Die Sitzung der AG Europa des DV am 23. April 2026 
widmete sich der EU-Wiederherstellungsverordnung. Sie 
verpflichtet die EU-Mitgliedstaaten, geschädigte Ökosyste-
me großflächig zu renaturieren. Bei der Sitzung ging es um 
die Folgen der Verordnung für Städte, Gemeinden, Woh-
nungswirtschaft und Infrastrukturentwicklung. Im Mittel-
punkt stand Artikel 8 zu städtischen Ökosystemen. Dieser 
sieht vor, dass es bis 2030 gegenüber 2024 keinen Net-
toverlust an städtischen Grünflächen und Baumüberschir-
mung geben darf; ab 2031 sollen diese Werte regelmäßig 
gesteigert werden. In Deutschland betrifft dies rund 3.000 
Kommunen. In der Diskussion wurde deutlich, dass die Zie-
le der Verordnung, mehr Stadtgrün, Biodiversität, Klima-
anpassung und Hitzeschutz, grundsätzlich geteilt werden. 
Gleichzeitig bestehen Sorgen hinsichtlich Umsetzbarkeit, 
Finanzierung, Bürokratie und möglicher Zielkonflikte mit 
Wohnungsbau, Nachverdichtung und kommunaler Pla-

nungshoheit, vor allem wenn innerhalb von Stadtgrenzen 
kein Nettoverlust und kein gemeindeübergreifender Aus-
gleich mehr möglich sind. Das Bundesbauministerium will 
mit der laufenden BauGB-Novelle darauf achten, dass die 
Umsetzung so ausgestaltet wird, dass Stadtentwicklung 
weiterhin möglich bleibt. Dazu dienten Satzungsermäch-
tigungen zur Begrünung und ein möglicher Wiederherstel-
lungsbeitrag bei Grünflächenverlusten. Besonders kritisch 
äußerten sich Vertreter:innen vom Deutschen Städte- und 
Gemeindebund und vom GdW. Sie wiesen übereinstim-
mend auf erhebliche Umsetzungsrisiken und zusätzliche 
Belastungen für Planung und Baupraxis hin und werben 
auf EU-Ebene für ein Aussetzen der Wiederherstellungs-
verordnung. 

A	 Ansprechpartner

Dr. René Peter Hohmann | r.hohmann@deutscher-verband.org 

AG Europa diskutiert Umsetzung der EU-Wiederherstellungs-
verordnung
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AG Wohnungswesen | Gebäudeenergiegesetz

Der DV hat sich mit eigenen Positionen an den Konsultatio-
nen zum Gebäudeenergiegesetz (GEG) und zum Wärme-
planungsgesetz beteiligt. Vor dem Hintergrund tiefgreifen-
der Änderungen, insbesondere beim GEG, setzt sich der 
DV für eine umsetzungsorientierte, sozial verträgliche und 
wirtschaftlich tragfähige Wärmewende ein. Die Dekarbo-
nisierung des Gebäudebestandes kann aus Sicht des DV 
nur gelingen, wenn integrierte, sektorenübergreifende An-
sätze verfolgt und quartiersbezogene Umsetzungsprozesse 
gestärkt werden.

Die geplante Neuausrichtung des GEG hin zu mehr Tech-
nologieoffenheit ist nachvollziehbar. Sie kann Akzeptanz-
probleme reduzieren und Übergänge erleichtern. Gleich-
zeitig steigt jedoch das Risiko von Fehlinvestitionen, wenn 
Eigentümer:innen ohne verlässliche Orientierung über die 
langfristige Perspektive der lokalen Wärmeversorgung ent-
scheiden müssen. Der DV fordert daher eine Verzahnung 
des GEG mit der kommunalen Wärmeplanung sowie Leit-
planken, die individuelle Entscheidungen in einen systemi-
schen Transformationspfad einbetten.

Die kommunale Wärmeplanung bleibt das strategische 
Steuerungsinstrument der Wärmewende. Anpassungen am 
Wärmeplanungsgesetz können Verfahren vereinfachen 
und rechtliche Klarheit schaffen, dürfen aber die fachliche 
Tiefe und Koordinierungsfunktion der Wärmepläne nicht 
schwächen. Gerade kleinere Kommunen benötigen Wahl-
freiheit bei der Verfahrensausgestaltung und eine ausrei-
chende finanzielle Unterstützung. 

Ob Planung tatsächlich zur Umsetzung führt, entscheidet sich 
auf Quartiersebene. Integrierte Quartierskonzepte und Sa-
nierungsmanagement schließen die Lücke zwischen strategi-
scher Planung und Investition. Hier trifft allerdings der erneute 
Förderstopp Kommunen in einer Phase erhöhter Aktivitäten 
besonders hart. Der DV setzt sich daher für eine schnelle Auf-
hebung des Förderstopps und eine Sicherung der Förderung 
ein. Nur so lassen sich Wärmeplanung, Gebäudemodernisie-
rung und Infrastrukturausbau wirksam miteinander verbinden.

A	 Ansprechpartner

Christian Huttenloher | c.huttenloher@deutscher-verband.org

Für eine umsetzungsorientierte Wärmewende
DV positioniert sich zum Gebäudeenergiegesetz 

In der Sitzung der AG Wohnungswesen am 21. April 2026 
ging es darum, wie gleichzeitig Baukosten gesenkt und 
Qualitäts- und Nachhaltigkeitsansprüche gewahrt werden 
können. Diskutiert wurden insbesondere Normenvielfalt, 
hohe Regulierungsdichte sowie komplexe Förder- und Zer-
tifizierungssysteme als wesentliche Kostentreiber. Einigkeit 
bestand darin, dass Vereinfachungen und eine stärkere 
Fokussierung auf Mindeststandards nötig sind, ohne sicher-
heitsrelevante Anforderungen zu gefährden.

Impulse aus Bund und Ländern verdeutlichten, dass kosten-
günstiges Bauen nur im Zusammenspiel aller Akteure ge-
lingt. Ansätze wie der Gebäudetyp E, serielle Bauweisen 
und die Überprüfung von Standards bieten Potenziale zur 
Kostendämpfung. Gleichzeitig wurde betont, dass Nach-
haltigkeit stets ökonomische, ökologische und soziale Di-
mensionen umfasst und integraler Bestandteil der Planung 
bleiben muss.

Praxisbeispiele aus der Wohnungswirtschaft zeigten, dass 
durch reduzierte technische Standards, kompakte Bau-
weisen und projektbezogene Entscheidungen erhebliche 
Einsparungen möglich sind – bei gleichzeitig hoher Wohn-
qualität. Auch wurde hervorgehoben, dass robuste und 
verständliche Lösungen gegenüber technisch komplexen 
Ansätzen oft im Vorteil sind.

Im Hinblick auf Nachhaltigkeitsanforderungen wurde für 
mehr Einheitlichkeit, weniger Redundanzen und eine pra-
xistaugliche Nachweisführung plädiert. Zertifizierungs-
systeme bewerteten die Teilnehmenden als sinnvoll, aber 
teilweise zu aufwendig. Insgesamt wurde deutlich: Ein trag-
fähiger Wohnungsbau erfordert klare Zieldefinitionen, ver-
einfachte Prozesse und einen ausgewogenen Umgang mit 
Standards, Kosten und Klimazielen.

A	 Ansprechpartner

Christian Huttenloher | c.huttenloher@deutscher-verband.org

AG Wohnungswesen: Baukosten senken, Qualität sichern
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BauGB-Novelle

Mit seiner Stellungnahme zur geplanten Novelle des Bau-
gesetzbuches (BauGB) vom 29. April 2026 bringt sich der 
DV aktiv in die aktuelle Reformdebatte ein. Im Mittelpunkt 
steht die Forderung, Planungs- und Genehmigungsverfah-
ren deutlich zu beschleunigen, Investitionshemmnisse abzu-
bauen und Kommunen besser in die Lage zu versetzen, den 
Wohnungsbau vor Ort voranzubringen.

Fokussierung auf umsetzbare Instrumente nötig

Der DV begrüßt ausdrücklich die Zielrichtung der Novelle, 
insbesondere mit Blick auf schnellere Verfahren und eine hö-
here Planungssicherheit. Gleichzeitig macht er deutlich, dass 
die Wirksamkeit der Reform entscheidend von der konkreten 
Ausgestaltung abhängt. Aus Sicht des DV braucht es klare-
re Regelungen, weniger Komplexität und eine konsequente 
Fokussierung auf umsetzbare und rechtssichere Instrumente.

Planungsprozesse vereinfachen

Besonders hervorgehoben wird die Bedeutung vereinfach-
ter Planungsprozesse, etwa durch Standardisierung und 
Digitalisierung, sowie eine kritischere Prüfung bestehender 
Anforderungen und Abwägungsprozesse. Auch die Rolle 
des BauGB als zentrales Steuerungsinstrument für die In-
nenentwicklung und Nachverdichtung betont der DV: Hier 
sieht er weiteres Potenzial, um Flächen effizienter zu nutzen 
und dringend benötigten Wohnraum zu schaffen. Zugleich 
unterstreicht der Verband, dass Beschleunigung nicht zu-

lasten von Qualität, Akzeptanz und Nachhaltigkeit gehen 
darf. Vielmehr braucht es ausgewogene Lösungen, die öko-
logische, soziale und wirtschaftliche Ziele zusammenführen 
und langfristig tragfähig sind.

Am 27. Mai 2026 hat das Bundeskabinett den Entwurf zum 
„Baugesetzbuch Upgrade“ beschlossen. Damit ist die Kabi-
nettsbefassung erfolgt; der Gesetzentwurf geht nun ins par-
lamentarische Verfahren. Aus Sicht des DV kommt es jetzt 
darauf an, die vorgesehenen Maßnahmen konsequent auf 
Wirksamkeit, Praxistauglichkeit und Beschleunigungspoten-
ziale auszurichten.

Investorenkonferenz beim Bau-Dialog des Bundes

Die BauGB-Novelle wird auch ein zentrales Thema bei der 
Investorenkonferenz im Rahmen des X8 BauDialogs am 19. 
Juni 2026 in Frankfurt am Main sein. Neben hochrangigen 
Beiträgen aus Bundesregierung und Politik stehen dort zen-
trale Fragen der Planungs- und Genehmigungsbeschleuni-
gung und vereinfachtes Bauen im Fokus. Diskutiert werden 
wird unter anderem, wie Initiativen der Bundesregierung, 
einschließlich der BauGB-Novelle und es Gebäudetyps E, 
konkret zur Verbesserung der Rahmenbedingungen für In-
vestitionen beitragen können und welche weiteren Hebel 
für mehr Tempo im Wohnungsbau erforderlich sind. 

A	 Ansprechpartnerin

Kathrin Senner | k.senner@deutscher-verband.org 

Stellungnahme zur BauGB-Novelle
DV fordert mehr Tempo, Klarheit und Praxistauglichkeit
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Unsere diesjährige Jahrestagung beleuchtet die Digitali-
sierung als zentralen Transformationsprozess für Stadt-
entwicklung und Wohnungswesen. Im Mittelpunkt stehen 
durchgängige digitale Planungs-, Genehmigungs- und 
Umsetzungsprozesse, verlässliche Dateninfrastrukturen, 
Standards und Schnittstellen sowie Fragen eines verant-
wortungsvollen Datenmanagements. Diskutiert wird, wie 
digitale Modelle, Plattformen und KI strategisch einge-
setzt werden können, um Planung, Betrieb und Bestand 
besser zu verzahnen. Hochrangige Vertreter:innen aus 
Politik, Verwaltung, Wohnungs- und Bauwirtschaft sowie 
Technologiepraxis geben Orientierung für eine zukunftsfä-
hige, integrierte Entwicklung. Merken Sie sich den Termin 
bereits schon einmal vor. 

DV-Jahrestagung am 13.-14. Oktober 
in Berlin

8

Der Projektkoordinator Max Anton 
Dörr ist vom 15. Mai bis 31. Okto-
ber 2026 in das EU-Büro des DV 
in Brüssel entsendet. Seine Arbeit 
in der Nationalen Kontaktstelle der 
Europäischen Stadtinitiative (EUI – 
European Urban Initiative) kann er 
dort vertiefen und direkte Einblicke 
in die Abläufe der europäischen 
Stadtentwicklungspolitik nehmen. Zudem ist er derzeit in die 
Arbeit des Deutsch-Österreichischen URBAN-Netzwerks 
und die Organisation einer gemeinsamen Veranstaltung mit 
dem Rat der Gemeinden und Regionen Europas (RGRE) in 
der belgischen Hauptstadt eingebunden. Seit 2017 entsen-
det der DV regelmäßig Mitarbeiter:innen von Berlin nach 
Brüssel, um die Europakompetenzen im Team auszubauen. 

Max Dörr nach Brüssel entsandt

Max Dörr, © Privat 

In eigener Sache
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